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Schulwegkostenfreiheit

Es sind zwei Arten der Schulwegkostenfreiheit zu unterscheiden. Es gibt den Beförderungsanspruch und den Erstattungsanspruch. Der Beförderungsanspruch bedeutet, dass die Schüler, die einen Beförderungsanspruch haben auf Antrag vom Landratsamt vor Beginn des Schuljahres eine Fahrtkarte erhalten und diese nutzen können. Der Erstattungsanspruch hat zum Inhalt, dass die Fahrtkosten zunächst selbst verauslagt werden müssen und erst am Ende des Schuljahres beim Landratsamt zur Erstattung eingereicht werden können.

Beförderungsanspruch

Schüler, die Ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Landkreis Kronach haben, haben Anspruch auf kostenfreie Beförderung, d.h. diese bekommen eine Fahrkarte über das Landratsamt Kronach, wenn folgende Schulen besucht werden:

· Realschulen

· Gymnasien, Berufsfachschulen (ohne Teilzeitform)

· Zwei-, drei- und vierstufigen Wirtschaftsschule – bis einschl. Jahrgangsstufe 10

· Berufsschule (Bei Vollzeitunterricht)

· M-Klassen der Hauptschule (außerhalb des Schulsprengels)
Einen Beförderungsanspruch haben auch Schüler, die wegen einer dauernden Behinderung auf eine Beförderung angewiesen sind ohne Begrenzung auf bestimmte Jahrgangsstufen. Das gilt auch für Berufsschüler mit Teilzeitunterricht, sowie für Schüler an Fach- und Berufsoberschulen.
Die Beförderungspflicht besteht nur:

· zur nächstgelegenen Schule (= die Schule, die mit dem geringsten Beförderungsaufwand zu erreichen ist)

· zur zugewiesenen Schule

· wenn der Schulweg länger als 3 km ist

· bei kürzerer Wegstrecke nur, wenn der Schulweg besonders gefährlich und beschwerlich ist

Erstattungsanspruch

Einen Anspruch auf Erstattung der verauslagten notwendigen Fahrtkosten besteht für Schüler an:

Öffentlichen und staatlich anerkannten privaten

· Gymnasien, Berufsfachschulen (ohne Teilzeitform) und Wirtschaftsschulen ab Jahrgangsstufe 11

· Fachoberschulen

· Berufsoberschulen

· Berufsschulen (Teilzeitunterricht)

Hierbei muss es sich ebenfalls um den Schulweg zur nächstgelegenen Schule der gleichen Schulart handeln. Gleiches gilt für abzuleistende Praktika während der Schulzeit. Maßgeblich ist dabei jedoch nicht die Entfernung nach Kilometern sondern die Höhe des Beförderungsaufwandes dorthin. Es bedeutet nicht automatisch, dass die Schule, die eine kürzere km-Entfernung hat auch kostengünstiger zu erreichen ist, wie eine Schule die weiter entfernt liegt. Die Fahrtkosten zu einer anderen als der nächstgelegenen Schule können in besonderen und seltenen Ausnahmefällen genehmigt werden. Diese Umstände sind jedoch im Einzelfall zu prüfen. Eine pauschale Aussage kann hierzu nicht getroffen werden.

Darüber hinaus müssen die zu erstattenden Fahrtkosten einen Familienbelastungsbetrag von schuljährlich 395,00 EUR übersteigen. Alle nachgewiesenen Fahrtkosten, die diesen Betrag nicht übersteigen, können nicht erstattet werden.

Diese Eigenbeteiligung von 395,00 EUR pro Schuljahr entfällt sofern eine Familie Anspruch auf Kindergeld für drei Kinder oder mehr im Monat vor Beginn des für das Schuljahres maßgeblichen Monats (i.d.R. August) hat. Ein weiterer Befreiungstatbestand liegt vor, wenn ein Unterhaltsleistender oder der Schüler Anspruch auf Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem SGB XII oder Anspruch auf Arbeitslosengeld II oder auf Sozialgeld nach dem SGB II hat.

Wenn die Voraussetzung zur Befreiung von der Familienbelastungsgrenze von 395,00 EUR schon bei Beginn des Schuljahres vorliegt, können Vollzeitschüler (ohne Praktikumsphasen) auch eine Schülerjahreskarte beantragen. Die monatlichen Kosten trägt dann der Landkreis.

Antragstellung

Die Kostenerstattung erfolgt auf Antrag gegen Vorlage der entsprechenden Fahrausweise bzw. der abgebuchten Abo-Beträge. Die Anträge sind beim Landratsamt Kronach (Zi-Nr. 513 o. 514) anzufordern.

Der Antrag muss bis spätestens 31.10.2008 für das abgelaufene Schuljahr beim Landratsamt eingegangen sein. Später eingehende Anträge finden keine Berücksichtigung mehr.

Fahrscheine

Grundsätzlich sind die öffentlichen Verkehrsmittel vorrangig zu benutzen. Die Schüler müssen beim Erwerb der Fahrscheine den Grundsatz der Wirtschaftlichkeit beachten. Es sind deshalb mögliche Fahrpreisermäßigungen in Anspruch zu nehmen. Für Berufsschüler in Teilzeitform z.B. die Bahncard, für Vollzeitschüler der vorausschauende Erwerb der günstigsten Fahrkarten, z.B. Schülermonatskarten. In Ferienmonaten kann der Erwerb von Schülerwochenkarten oft günstiger sein als der Erwerb von Monatskarten. Um diese lösen zu können, gibt es Berechtigungskarten bei der Bahn oder der OVF (Busverkehr). Auch das Landratsamt hat diese vorrätig. Bei Vollzeitschülern, die mit der Bahn fahren ist der Abschluss eines Schülerjahresabos oft die günstigste Variante.

Benutzung des privaten Pkw

Der Einsatz des privaten Pkw´s muss vom Landratsamt vorher genehmigt werden. Der Antrag auf Anerkennung des privaten Pkws ist deshalb am Schuljahresbeginn zu stellen. Die Anträge sind auch im Internet unter www.landkreis-kronach.de/Bürgerservice/Formulare/S wie Schülerbeförderung erhältlich.

Voraussetzungen für die Genehmigung sind:

· wenn eine öffentliche Verkehrsverbindung nicht bzw. nur teilweise besteht

· wenn die Hinfahrt mit dem öffentlichen Verkehrmittel schon vor 05:30 Uhr angetreten werden muss oder die Rückfahrt erst nach 23:00 Uhr beendet werden kann

· wenn der Einsatz des privaten Pkws insgesamt wirtschaftlicher ist als die Benutzung der öffentlichen Verkehrsmittel

· wenn bei Vollzeitschülerin an drei Tagen in der Woche dadurch Wartezeiten von jeweils mehr als zwei Stunden abgekürzt werden

Erstattet werden dann in der Regel die Kosten des öffentlichen Verkehrmittels für den Schulweg. Sollte teilweise kein öffentliches Verkehrsmittel zur Verfügung stehen, wird eine Kilometerpauschale gewährt.
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